
6  Wirtschaft
WOZ   Nr. 20   18. Mai 2023

Wirtschaft  7
WOZ   Nr. 20   18. Mai 2023

SPANIEN

Letzter Rettungsring für die Lagune
Europas grösste Salzwasserlagune ist am Sterben. Ein EU-weit einmaliges Gesetz erklärt  

das Mar Menor nun zur juristischen Person, um es zu retten. Vor Ort sind die Reaktionen gemischt. 
VON LINDA OSUSKY, SAN PEDRO DEL PINATAR

Caroline Rivière ist eine selbstbewusste, reso-
lute Frau. Doch wenn sie über den 12. Oktober 
2019 spricht, dann bricht die raue Stimme der 
Französischlehrerin, und ihre Augen füllen 
sich mit Tränen. «Ich leide an einem psycho
terratischen Syndrom», sagt sie zur Erklärung. 
Der vom australischen Nachhaltigkeitsforscher 
Glenn Albrecht geprägte Begriff beschreibt das 
Leiden des Menschen daran, dass die gesunde 
Beziehung zu seiner natürlichen Umwelt be-
droht ist. Die 52-jährige Rivière wohnt in San 
Pedro del Pinatar, einem Küstenort im Norden 
des Mar Menor, einer 170  Quadratkilometer 
grossen, einzigartigen Salzwasserlagune.

Carole, wie ihre Freund:innen sie nennen, 
leidet, weil das Mar Menor im Südosten Spani-
ens leidet. Sie fasst sich wieder: «In der Stadt 
breitete sich an jenem Vormittag ein fürch-
terlicher Gestank nach vergammeltem Fisch 
aus.» Von einer Freundin erfuhr sie hinterher, 
dass schon am Vorabend Fische und Aale ihre 
Körper im Todeskampf gebogen hatten und 
aus dem Wasser gedrängt waren, weil sie dort 
keine Luft mehr bekommen hatten. Als Rivière 
dann die ersten Bilder in den Nachrichten sah, 
konnte sie nicht aufhören zu weinen. Der Ge-
ruch von totem Fisch hing noch wochenlang 

in den Strassen und in ihrer Wohnung. «Ich 
fühlte mich schuldig. Weil die Wissenschaftler 
und Umweltschützer seit vielen Jahren voraus-
sagten, dass das passieren würde», sagt Rivière 
Anfang März im Gespräch mit der WOZ.

Intensivanbau ausser Kontrolle
Einige Tage vor dem verheerenden Fischsterben 
spülten besonders heftige Niederschläge in-
nerhalb kurzer Zeit hohe Nitratmengen von 
den Feldern des angrenzenden Campo de Car-
tagena, eines riesigen Gemüseanbaugebiets, in 
die Lagune. Es kam zur Eutrophierung, einer 
Überdüngung des Gewässers aufgrund der 
starken Anreicherung von Nährstoffen. Das 
führte zu akutem Sauerstoffmangel. Drei Ton-
nen tote Fische und Krebstiere säumten die 
Strände. Im Sommer 2021 wiederholte sich das 
Umweltdrama. Diesmal war der Auslöser eine 
Hitzewelle, die Bilanz noch verheerender: fünf 
Tonnen tote Wasserlebewesen. Schon 2016, als 
sich das Mar Menor in eine «grüne Suppe» ver-
wandelt hatte, weil sich Algen stark vermehrt 
hatten, waren Anzeichen für den Stress er-
kennbar, unter dem das Ökosystem gestanden 
hatte. Doch erst das Massensterben 2019 hatte 
die Region sowie ganz Spanien wachgerüttelt.

Ein besonderes Gesetz gibt nun Hoff-
nung, dass nach Jahrzehnten der Untätigkeit 
die Zerstörung der Lagune gestoppt werden 

könnte. Neben den Schwermetalleinträgen aus 
früheren Bergbauaktivitäten in der Region, die 
1991 endgültig eingestellt wurden, und dem 
Tourismus gilt die Landwirtschaft als Haupt-
verursacherin des schlechten Zustands des Mar 
Menor. Im Oktober 2022 verlieh die spanische 
Regierung der Lagune als erstem Ökosystem 
der EU den Status einer juristischen Person. 
«Das bedeutet, die Lagune hat Rechte und kann 
diese einklagen. Sie ist damit auf Augenhöhe 
mit denjenigen, die sie verschmutzen, etwa 
den Landwirten», erklärt der Umweltanwalt 
Eduardo Salazar den Unterschied zur bisheri-
gen Gesetzgebung. Diese habe versagt, weil die 
Regionalregierung Gesetze und Massnahmen 
nur halbherzig oder gar nicht umgesetzt habe. 
Mit dem neuen Gesetz kann jede Person im 
Namen der Lagune vor Gericht klagen. Salazar 
verspricht sich davon eine deutliche Verbesse-
rung für das Mar Menor.

Der Agrarsektor der Region Murcia ist 
ein Schwergewicht. Allein im Gebiet des Cam-
po de Cartagena, das direkt an das Mar Menor 
angrenzt, generiert der Gemüseanbau 37 Pro-
zent des Bruttoinlandprodukts der gesamten 
Region und sichert Zehntausende Arbeitsplät-
ze. Das war nicht immer so.

Traditionell bauten die Bäuer:innen  im 
überwiegend trockenen Gebiet Getreide, Man
deln und Oliven an. Der Trockenfeldbau war 
zudem in Terrassen angelegt, die Wasser zu-
rückhielten. Ab den achtziger Jahren wurden 
sie geebnet, nachdem der Bau des Tajo-Segu-
ra-Kanals Bewässerungslandwirtschaft er-
möglichte. Von da an gelangte überschüssiges 
Wasser ins Mar Menor. Der nun mögliche In-
tensivanbau verwandelte das Campo de Car-
tagena in Europas Gemüsegarten und führte 
zum wirtschaftlichen Aufstieg der Region. Die 
Schattenseiten der Entwicklung spiegeln sich 
im Zustand der Lagune wider, das seither mit 
immer höheren Nitrateinträgen fertigwerden 
muss. Ein grosses Problem sind ausserdem die 
zahlreichen illegalen Brunnen. Das Grund-
wasser ist salzhaltig und muss behandelt wer-
den, bevor damit bewässert werden kann. Die 
dabei entstehenden Salzlaugen landen eben-
falls im Mar Menor.

Einst wimmelte es im kristallklaren Was
ser nur so von Seepferdchen, die zum Symbol 
für die Rettung des Mar Menor geworden sind. 
Als Kind verbrachte Carole Rivière hier ihre 
Sommerferien. «Es gab so viele Seepferdchen, 
dass ich es satthatte, mit ihnen zu spielen», 
erinnert sie sich. Ihr heute zwanzigjähriger 
Sohn hat beim Schnorcheln nie welche beob-
achtet. Ihre Artenvielfalt hatte die Lagune dem 
besonderen Salzgehalt sowie dem Phytoben-

thos, am Gewässerboden siedelnden Algen, zu 
verdanken. Das Phytobenthos, ein wichtiger 
Bioindikator, war laut dem Ökologen Miguel 
Ángel Esteve Selma dafür verantwortlich, 
dass die Lagune über Jahrzehnte hinweg mit 
dem übermässigen Nitrateintrag fertiggewor-
den ist.

2019 haben klimawandelbedingte Un-
wetter das Ökosystem überfordert. Die Folge 
des Nährstoffüberangebots war die rasante 
Ausbreitung von Algen in den oberen Wasser-
schichten, die dadurch trüb wurden. Durch 
den Lichtmangel starben 85  Prozent des Phy-
tobenthos ab. Die Resilienz des Mar Menor 
ging verloren. «Heute ist die Lagune gegen-
über Ereignissen sehr fragil. Selbst bei gerin-
gerem Nitrateintrag ist der Schaden nun viel 
grösser», sagt Julio Más, ehemaliger Direktor 
des Meeresforschungsinstituts in Murcia.

Aber noch gibt es Hoffnung, dass die 
Lagune zumindest teilweise wieder ihren 
früheren Zustand erreicht. «Dafür müssen 
aber all die Massnahmen und Gesetze, die in 
den vergangenen Jahren beschlossen wurden, 
auch endlich umgesetzt werden», so Más. Dass 
die Lagune nun rechtlich Personenstatus hat, 
bewertet der Biologe positiv. «Es ist Ausdruck 

einer Veränderung unserer Sichtweise auf das 
Leben. Aus historisch-philosophischer Pers-
pektive ist das sehr bedeutend.»

Verfall eines beliebten Tourismusorts
Mit einem Stock reisst Rocío García den grünen 
Algenteppich auf, der links und rechts eines 
Kanals das Ufer bedeckt. Eine schwarze, übel 
riechende Masse kommt zum Vorschein. «Das 
ist totes Algenmaterial, das von Bakterien zer-
setzt wird, die Schwefel freisetzen», erklärt 
García, die sich für die Rettung des Mar Menor 
einsetzt. Ganze Strände sind von dem Phäno
men betroffen. Baden sei an diesen Stellen 
nicht ratsam, merkt die Chemieingenieurin an. 
Regelmässig wird die Schicht abgebaggert und 
die stinkende Masse in Containern abtrans-
portiert. In der angrenzenden Siedlung stehen 
viele Häuser zum Verkauf. Tourist:innen mei-
den San Pedro del Pinatar wegen der Algenpest.

Nachdem die Lagune 2019 gekippt ist, 
protestierten 50 000  Menschen. Landesweit 
wurde über das Desaster berichtet. Trotzdem 
sei danach nichts passiert, sagt García. Über 
Facebook hat sie Carole Rivière und andere 
Gleichgesinnte kennengelernt, die nicht untä-
tig bleiben wollten. «Wir dokumentieren ille-
gale Wassereinleitungen, nehmen Wasserpro-
ben. Ich weiss gar nicht mehr, wie viele Anzei-
gen ich erstattet habe», sagt García. Sie ist heute 

skeptisch, dass der neue rechtliche Status dem 
Mar Menor noch helfen kann. «Jetzt haben wir 
dieses Gesetz, aber das Mar Menor wird weiter 
verschmutzt», zeigt sie sich enttäuscht.

Naturrechte als logische Folge
Gemeinsam mit Rivière und vielen anderen 
gehörte García zu den Triebfedern des Volks-
begehrens für die Anerkennung des Perso-
nenstatus der Lagune. Die Rechtsphilosophin 
Teresa Vicente von der Universität Murcia ist 
die Autorin des Gesetzestextes, dem das spa-
nische Parlament am 21. September 2022 mit 
grosser Mehrheit zugestimmt hat. Bevor das 
Gesetz greift, fehlt noch eine Verordnung, die 
festlegt, wie die gesetzlichen Vertreter:innen 
des Mar Menor ausgewählt werden. «Wir sind 
auf einem guten Weg», sagt Vicente der WOZ 
gegenüber zuversichtlich. Zunehmend gewin-
ne eine ökozentrische Konzeption des Rechts 
Raum. «Bisher stand der Mensch im Mittel-
punkt der Rechtsordnung, die nun um die 
Umwelt erweitert wird», sagt sie. Die Entwick-
lung des modernen Rechts ging im 20.  Jahr-
hundert mit der Inklusion neuer Subjekte in 
den Rechtsbereich einher. Frauen, Kinder oder 

soziale Klassen wurden zu Rechtssubjekten. 
«Die Fortsetzung dieser Logik bedeutet, die 
Natur als legales Subjekt anzusehen, was im 
Rechtsbereich jedoch zu grossen Diskussionen 
und Herausforderungen führt.»

Federführend bei diesen Entwicklungen 
ist dabei nicht etwa der Westen, sondern 
Staaten, in denen indigene Gesellschaften le-
ben. Als erstes Land schrieb Ecuador 2008 die 
Rechte der Natur in der Verfassung fest, aus-
gedrückt durch das Konzept der Pachamama 
(Mutter Erde) des Quechua-Volkes. In Neusee-
land fanden nach Jahrhunderten kolonialis-
tischer Unterdrückung die Lehren der Māori 
2016 Berücksichtigung, als dem Fluss Whan-
ganui Persönlichkeitsrechte verliehen wurden.

Doch Persönlichkeitsrechte für die Na-
tur sind keine Garantie dafür, dass sie auch 
respektiert werden. In Ecuador wurden über 
vierzig Klagen im Namen der Natur erhoben, 
die Hälfte davon gewonnen. «Leider führte 
dies nicht immer zu einer messbaren Verbes-
serung des Wohlbefindens der Natur», schrei
ben die Juristinnen Laura Burgers und Jessica 
den Outer in ihrem Buch «Das Meer klagt an!». 
Ecuador ist nach wie vor von der Rohstoffindu-
strie abhängig, und die Verfassungsänderung 
hat die Umweltbedingungen nicht wesentlich 
verbessert, so das ernüchternde Fazit. Ob die 
Persönlichkeitsrechte für das Mar Menor die 
Rettung bedeuten, wird sich schon bald zeigen.

Jede Person kann im Namen der Lagune vor Gericht klagen: Das Mar Menor (rechts) an Spaniens Mittelmeerküste.   FOTO: LUCAS VALLECILLOS, LA IF Wer zu wenig pflückt, wird bestraft: Landarbeiterinnen in der Nähe von Huelva westlich von Sevilla.   FOTO: ADRI SAL IDO, GET T Y

MAROKKANISCHE ERNTEARBEITERINNEN

Solidarität im Zeichen der Erdbeere
Auf den Feldern im südspanischen Huelva leiden die Pflückerinnen. Doch die gewerkschaftliche  

Organisierung ist eine Herausforderung. 
VON DANIEL STERN

Eine Woche lang ist die 37-jährige Marokka
nerin Soumia Benelfatmi El  Garrab durch 
die Schweiz gereist und hat über die Arbeits-
bedingungen der Erdbeerpflückerinnen auf 
den Feldern im südspanischen Huelva erzählt. 
Die Aktivistin der andalusischen Landarbei
ter:innengewerkschaft Soc-Sat wurde vom 
Solifonds eingeladen. Jetzt sitzt sie in Bern 
auf einem Podium der gewerkschaftsnahen 
Solidaritätsorganisation und sagt gleich zu 
Beginn ihrer Ausführungen: «Wir müssen wie 
die Tiere leben.»

Junge Mütter bevorzugt
In der südspanischen Provinz Huelva, die Teil 
der Region Andalusien ist, befindet sich das 
grösste Erdbeeranbaugebiet Europas. Ein Feld 
nach dem anderen liegt hier unter Plastik
tunnels. Zehntausende Erntearbeiter:innen, 
davon rund 16 000 Frauen aus Marokko, pflü-
cken von Januar bis Juni Hunderttausende 
Tonnen der roten Früchte, die grösstenteils in 
andere europäische Staaten exportiert werden.

«Die Pflückerinnen leben unter ständi-
gem Druck, das Mindestsoll zu erfüllen», sagt 
El  Garrab. Die Tagesleistung werde mit einer 

Farbe bewertet: grün, gelb, rot. Wer zu wenig 
pflückt, wird bestraft und darf drei Tage lang 
nicht arbeiten. Bezahlt werde nicht der ge-
setzliche Mindestlohn von 55,18 Euro pro Tag, 
sondern meist nur zwischen 40 und 45  Euro. 
Überstunden würden nicht entgolten. In den 
Containern, in denen die Arbeiterinnen un-
tergebracht sind, liessen sich die Fenster nicht 
schliessen. Es gebe Unternehmen, die den 
Frauen ihre Papiere wegnähmen. Wer mit Ge-
werkschaften spreche, riskiere, entlassen zu 
werden. Es herrsche ein Klima der Angst.

«Die meisten der marokkanischen Pflü-
ckerinnen sind junge Mütter, die ihre Kinder 
in Marokko zurücklassen müssen», sagt Zaina 
Issayh von der marokkanischen  Landarbei
ter:innengewerkschaft FNSA, die El  Garrab 
auf ihrer Tour durch die Schweiz begleitet. 
Der spanische Staat gebe bevorzugt jungen 
Müttern eine saisonale Arbeitserlaubnis  – so 
sei gewährleistet, dass sie nach ihrem Arbeits
einsatz in ihre Heimat zurückkehrten.

Im Publikum sitzt an diesem Tag auch 
Nora Komposch. Die Sozialgeografin der Uni-
versität Bern forscht seit zweieinhalb Jahren 
zu den marokkanischen Erntearbeiterinnen in 
Huelva. Besonders interessiert sie sich für den 
Zugang der Erntearbeiterinnen zum Gesund-
heitssystem. Wie für die Gewerkschaften ist 
es auch für sie nicht einfach, mit den Arbeite-
rinnen in Kontakt zu kommen, da diese Angst 

hätten, von ihren Chefs gesehen zu werden. So 
hat sie die Frauen etwa während ihrer Einkäu-
fe in Supermärkten angesprochen. Interviewt 
habe sie sie dann oft in ihrem Auto irgendwo 
in einem Wald.

«Nicht selten arbeiten die Frauen so lan-
ge, bis sie krank werden», sagt Komposch. Al-
les sei auf eine möglichst hohe Produktivität 
ausgerichtet. «Wenn Arbeiterinnen aufgrund 
einer Krankheit oder einer Schwangerschaft 
nicht mehr die volle Arbeitsleistung erbrin-
gen können, werden sie oftmals ohne finan-
zielle Kompensation nach Marokko zurück
geschickt.»

Die Frauen haben laut Komposch nicht 
nur wegen der harten körperlichen Arbeit oft 
gesundheitliche Probleme wie etwa Rücken-
schmerzen. Viele litten auch unter der schlech-
ten Luft durch die angrenzenden Chemiewerke 
und die vielen Pestizide, mit denen der Boden 
und die Pflanzen behandelt würden. Hinzu 
kommen auch Übergriffe von Vorgesetzten: 
2018 gingen mehrere Frauen wegen sexueller 
Übergriffe und Vergewaltigungen vor Gericht 
und wurden dabei von der Soc-Sat unterstützt.

Auch El Garrab bekam nach vierzehn 
Jahren Schuften auf den Erdbeerfeldern 

schwere gesundheitliche Probleme. Im Spital 
wurden Allergien und eine Atemwegserkran-
kung diagnostiziert. «Mein Chef drohte mir, 
er würde die Polizei rufen, wenn ich Probleme 
mache», sagt sie. Dann habe er sie entlassen. 
Ihre Klage dagegen wurde abgeschmettert. 
Später erhielt El  Garrab dann 
eine Stelle bei der Gewerkschaft.

Inzwischen habe diese ein 
paar Verbesserungen erreicht: 
«Wir können nun die Unterkünf-
te der Arbeiterinnen besichti-
gen.» Frauen dürfen jetzt auch 
nach einer gewissen Frist das 
Unternehmen wechseln. Und 
die Behörden würden wegen des 
internationalen Drucks weniger 
wegschauen und auch mal un-
angekündigte Inspektionen ma-
chen. «Es braucht internationale 
Solidarität und mehr internatio
nale Zusammenarbeit, um die 
Unternehmen zu zwingen, die 
Arbeitsbedingungen und die Wohnverhältnis-
se der Pflückerinnen zu verbessern», sagt die 
Gewerkschafterin.

Der Solifonds, der dieses Jahr seinen 
40. Geburtstag feiert, unterstützt die Soc-Sat in 
Huelva seit 2019. Er half, eine Anlaufstelle zu 
finanzieren, in der sich die Pflückerinnen un-
gestört mit den Gewerkschafter:innen austau-

schen können, und finanziert jetzt den Einsatz 
der marokkanischen Gewerkschafterin Zaina 
Issayh in Huelva, um die Zusammenarbeit zwi-
schen der FNSA und der Soc-Sat zu verbessern.

Die Schweizer Solidaritätsorganisation 
leistet vor allem punktuelle Hilfe. Sie sammelt 
Geld für Bewegungen und Gewerkschaften in 
der ganzen Welt. «Daneben stellen wir auch 
Öffentlichkeit her», sagt die Koordinatorin 
Yvonne Zimmermann. Und sie setzt darauf, 
dass sich die internationale Solidarität auswei-
tet und auch stärker von Schweizer Gewerk-
schaften mitgetragen wird.

Unterstützt werden vom Solifonds meist 
prekarisierte Beschäftigte – in den Ländern des 
Südens stellen sie die Mehrheit. «Dort arbeiten 
bis zu neunzig Prozent im informellen Sektor», 
sagt Zimmermann. Doch es gibt diese Arbeits-
formen auch in der Schweiz. So erzählt die 
polnische Arbeiterin Bozena Domanska an die-
sem Tag auf dem Podium in Bern, wie sie in der 
Schweiz jahrelang als 24-Stunden-Betreuerin 
arbeitete, schlecht bezahlt wurde und schliess-
lich ein Burn-out erlitt. Und es spricht die ehe-
malige Sans-Papiers Dorkas Blanco, die in Genf 
den Haushalt von zwei Familien besorgte, sich 
trotzdem keine Wohnung leisten konnte und 

schwer krank wurde. Für beide war die ge-
werkschaftliche Organisierung der entschei-
dende Punkt, um ihre Lage zu verbessern.

Auf dem Podium in Bern sitzen auch 
Schweizer Gewerkschafter:innen: «Prekarität 
erkennt sich gegenseitig sofort», sagt Unia-

Gewerkschafter Roman Künzler, 
der die Logistikbranche orga-
nisiert. Ein Merkmal der Preka-
rität sei, dass sie oft von Frauen 
geprägt sei. «Prekarität wird 
durch fehlende staatliche Regu-
lierung geschaffen», sagt VPOD-
Zentralsekretärin Natascha Wey. 
Gewerkschaften müssten sich 
für die Regularisierung der Be-
schäftigten einsetzen. «Wer 
nicht legal ist, ist verletzlich und 
angreifbar.»

«Es sind die Unternehmer, 
die die Schwarzarbeit organisie-
ren», sagt SGB-Präsident Pierre-
Yves Maillard. Alle sollten zu 

den gleichen Bedingungen arbeiten; Löhne 
und Gesamtarbeitsverträge sollten nicht durch 
Schwarzarbeit unterboten werden. «Es braucht 
kollektive Aktionen und Öffentlichkeit, um das 
zu ändern.» Es sei das Herz der Gewerkschafts-
arbeit, die Prekären zu organisieren.

In einem globalen Kontext ist diese Or-
ganisierung nochmals weit herausfordernder 

als in einem nationalen. Das zeigt nur schon 
das Beispiel der marokkanischen Pflückerin-
nen. «Viele Personen, mit denen ich in Marok-
ko geredet habe, erzählten mir dasselbe», sagt 
Nora Komposch. «Sie verlieren vor Ort ihre Le-
bensgrundlage und sehen sich gezwungen zu 
gehen.»

Wegen der Klimakatastrophe würden 
immer mehr Leute ihre Arbeit verlieren, 
gleichzeitig steigen die Nahrungsmittelpreise. 
In Marokko herrschte vergangenes Jahr eine 
starke Dürre, auch dieses Jahr hat es viel zu 
wenig geregnet. Ein Kilo Kartoffeln kostete 
früher 10 Cents, heute sind es 1,20 Euro. «Vie-
le können von ihrem Lohn nicht mehr leben», 
sagt auch El Garrab. Landarbeiterinnen ver-
dienen in Marokko 8 Euro pro Tag.

Alles hängt miteinander zusammen. 
Roman Künzler von der Unia sagt: «Die Welt 
verändert sich. Die Klimakrise ist der grösste 
Motor der Prekarisierung.» Menschen würden 
dadurch vertrieben. Es brauche sichere Rou-
ten und Netzwerke. Für Yvonne Zimmermann 
muss internationale Solidarität vor allem kon-
kreter werden: «Dabei geht es nie nur um die 
Arbeitsbedingungen, sondern generell um ein 
würdiges Leben für alle.» Welche Rolle die Ge-

werkschaften darin spielen, bleibt an diesem 
Nachmittag allerdings offen.

Für einen Boykott 
Dabei ist die Klimakatastrophe ja längst auch 
in Europa angekommen: Gerade in Spanien 
herrschen diesen Frühling Dürre und Hitze. 
«Das macht sich auch auf den Erdbeerfeldern 
bemerkbar», sagt Sozialgeografin Komposch. 
Die Pflanzen würden schlechter wachsen, die 
Erntesaison werde kürzer, letztlich würden 
dadurch weniger Beschäftigte gebraucht.

Dazu kommt die schleichende Umwelt-
katastrophe, für die die Erdbeermonokulturen 
verantwortlich sind. So trocknet der National-
park Doñana, der in der Nähe der Plantagen 
liegt, wegen illegaler Grundwasserbohrungen 
aus. Der Park hat für die  Biodiversität eine 
hohe Bedeutung, beispielsweise überwintern 
viele Zugvögel dort. Wasser wird in Südspani-
en generell immer knapper. Wie unter diesen 
Umständen längerfristig die Erdbeerproduk-
tion aufrechterhalten werden kann, ist offen, 
ob sie in der Form überhaupt sinnvoll ist, mehr 
als fraglich.

Soumia Benelfatmi El Garrab sagt, sie 
fände es gut, wenn Erdbeeren aus Huelva boy-
kottiert würden. Und weiter: «Ich würde die 
sowieso nicht essen, da sind viel zu viele Pes-
tizide dran.»

Soumia Benelfatmi 
El Garrab, Pflückerin




